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Der Wald in Grünheide ist besetzt und wird es wohl vorerst auch bleiben. Durch die Besetzung
wollen Aktivist:innen den Ausbau der dort ansässigen Teslafabrik verhindern, um die Umwelt und
die dort lebende Bevölkerung vor dem zerstörerischen Einfluss der „Gigafactory“ zu schützen. Die
Kritik und Proteste gegen das Projekt kommen aus drei Richtungen. Sie beziehen sich auf den
Schutz der Umwelt, der ansässigen Bevölkerung sowie der Arbeiter:Innen in der Fabrik. Zuletzt
sabotierten sie hierfür einen Strommast, was zu Produktionsausfällen bei Tesla und einem
verschärften Ton gegenüber den Aktivist:innen führte.

An dieser Stelle möchten wir einen Überblick über die Ausgangslage, die Protestformen gegen die
Erweiterung der Teslafabrik sowie die Auswirkungen des Protestes geben, um anschließend eigene
Schlussfolgerungen für den weiteren Kampf zu ziehen.

Warum ist die Tesla Fabrik so problematisch?

Doch bevor wir auf das Spezifische bei Tesla eingehen, zunächst einmal zum Grundproblem: E-Autos
werden als umweltfreundliche Alternative zum Verbrennerauto dargestellt und vermarktet. Ignoriert
wird dabei der immense Umweltschaden durch die Lithiumgewinnung, die Ineffizienz von
Individualverkehr sowie die Frage der Stromerzeugung (CO2 aus dem Schornstein statt dem
Auspuff). Zugleich gerät die eigentlich dringend notwendige Verkehrswende bei der Fokussierung
auf die E-Mobilität aus dem Blick (Mehr dazu hier).

Bei Tesla kommt hinzu, dass der Ausbau der Fabrik die Rodung eines Waldes im
Landschaftsschutzgebiet notwendig werden lässt. Es handelt sich hierbei um einen Mischwald,
dessen Zerstörung erhebliche Auswirkungen auf das Ökosystem und die Umwelt haben könnte.
Darüber hinaus befindet sich die Fabrik teilweise in einem Trinkwasserschutzgebiet. Nicht nur führt
der enorm hohe Verbrauch der Fabrik schon jetzt zu Trinkwasserknappheit und zu Einschränkungen
der Entnahme für die Bevölkerung. Auch die Qualität des Wassers leidet unter der
umweltschädigenden Produktion angeblich „grüner“ Teslakarossen, was gesundheitsschädigende
Folgen für die ansässige Bevölkerung mit sich bringen kann. Elon Musk hat all diese Probleme mit
seinem ihm eigenen Charme bisher einfach abgetan – schließlich will er auch weiterhin
Milliardengewinne einfahren. Umwelt- und Sicherheitsstandards stehen diesem Vorhaben nur im
Weg.

Darüber hinaus gab es bereits etliche große „Pannen“ und Unfälle im Teslawerk Grünheide und
einen besonders dreisten Umgang damit seitens der Firmenleitung, was dazu führte, dass auch Teile
der bürgerlichen Presse sowie einige Sozialdemokrat:innen das Projekt kritisch betrachten. Bei
einem Unfall im Jahr 2022 wurde Lack verschüttet, welcher vermutlich in die Kanalisation gelaufen
ist. Darüber hinaus kam es im Werk auch schon zu mehreren Unfällen aufgrund der unzureichenden
Sicherheitsvorkehrungen. Dabei wurden Arbeiter:innen wiederholt verletzt.

Weiterhin attestiert der Wasserverband Strausberg-Erkner (WSE) seinem Vertragspartner Tesla
wiederholte und andauernde Grenzwertüberschreitungen bezüglich der  Schadstoffe im Abwasser
der Fabrik. Teilweise würden die Grenzwerte um das Fünffache überschritten. Trotz mehrfacher
Abmahnungen sei keine Besserung in Sicht. Kein Wunder also, dass sich bei derartigen Problemen
Widerstand gegen den weiteren Ausbau der Fabrik regt.
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Widerstand

Protest gegen diese Verhältnisse kommt vor allem von drei Seiten: einer Bürger:innenitiative in
Grünheide, der IG Metall sowie von ungefähr 90 Umweltaktivist:Innen, die den Wald besetzt haben,
der gerodet werden soll.

Der Schutz des Trinkwassers steht dabei im Fokus der Besetzung und der Bürger:innenitiative der
Gemeinde Grünheide, die sich in einer Abstimmung bei 76 % Wahlbeteiligung mit 57 % gegen eine
Erweiterung ausgesprochen hat. Der darauffolgende Vorschlag der Gemeinde, angesichts des
Ergebnisses gegebenenfalls nur den halben Wald zu roden, ist ein Hohn und ein Schlag ins Gesicht
der Bürger:inneninitiative sowie der ansässigen Bevölkerung.

Auch die Situation der Arbeiter:innen bei Tesla ist kritikwürdig. Betriebsunfälle häufen sich und
führen zu schweren Verletzungen bei der überwiegend aus dem Ausland (hauptsächlich Polen)
stammenden Belegschaft. Gleichzeitig liegt die Bezahlung 15 – 20 Prozent unter dem
Branchendurchschnitt und die Verträge beinhalten rechtlich umstrittene Knebelklauseln.

Die Situation bei Tesla entspricht somit einer Bilderbuchkritik des Marxismus am Kapitalismus: Auf
Kosten von Natur, Anwohner:Innen und Arbeiter:Innen werden die Profite der Unternehmen mit
staatlichen Mitteln geschützt und durchgesetzt.

Das Protestcamp

Um den Ausbau der Fabrik zu verhindern, haben Aktivist:innen ein Protestcamp im Wald nahe der
Fabrik errichtet. Nachdem die Besetzer:Innen des Waldes zunächst Auflagen der Polizei erhalten
hatten, welche die Erweiterung des Camps untersagte, den Abriss der Baumhäuser vorschrieb und
das Camp bis zum 15.03.2024 begrenzte, wandten sich die Besetzer:innen mit einer Klage an das
Verwaltungsgericht Potsdam. Offensichtlich haben sie aus den Erfahrungen der Waldbesetzungen
im Hambi und Dani gelernt, da unter anderem ein Baugutachten von den Aktivist:innen beauftragt
wurde. Das Gericht hat nun die Auflagen für unwirksam erklärt, sodass das Camp zunächst
unbefristet bleiben darf. Wie weitere Instanzen ggf. entscheiden werden, bleibt abzuwarten. Wir
erinnern uns, dass auch bei der Besetzung des Hambacher Forsts das Verwaltungsgericht Köln
zunächst positiv für das Camp entschied und die Entscheidung dann später von höherer Instanz
gekippt und die Räumung für rechtmäßig erklärt wurden. Gleichzeitig ist die öffentliche
Unterstützung für das Camp, besonders in der Umgebung von Grünheide, sehr hoch. Der Ruf von
Tesla ist hingegen sehr schlecht. Gute Bedingungen also, um die Besetzung möglichst lange
aufrechtzuerhalten.

Auch von den Forderungen und politischen Aussagen her, die auf den Transparenten im Camp zu
lesen sind, scheinen die Besetzer:innen die progressivste Kraft darzustellen. Wir lesen hier
Solidaritätsbekundungen mit Palästina, Verbindungen internationaler Kämpfe wie bspw. in Chile
gegen die Ausbeutung und Umweltzerstörung im Zusammenhang mit der dortigen
Lithiumgewinnung sowie Kritik am Konzept des Individualverkehrs, wie wir sie oben ebenfalls
dargelegt haben.

Zudem scheinen die Besetzer:Innen diejenigen zu sein, die sich am stärksten darum bemühen, die
Proteste gegen die Gigafactory zu verbinden. Sie beziehen sich positiv auf die Bürger:innenitiative
und haben ihre Besetzung kurz nach der Abstimmung gegen die geplante Erweiterung begonnen.
Auch versuchen sie, Kontakte und Verbindungen zu den Arbeiter:innen bei Tesla herzustellen, was
sich jedoch aufgrund der Knebelverträge und Drohungen von Kündigungen schwierig gestaltet.

Zudem haben sie es bei Tesla mit einem Betriebsrat zu tun, der fest an der Seite der Bosse steht und



öffentlich für deren Interessen Stellung bezieht. So erklärte er sich nach den Anschlägen auf die
Stromversorgung nicht nur solidarisch mit der Firmenleitung. Die Betriebsratsvorsitzende
entblödete sich darüber hinaus auch nicht, die Teslageschäftsführung für ihre Ankündigung zu
loben, die Löhne der Beschäftigten während des erzwungenen zweiwöchigen Stillstands weiter zu
zahlen – also etwas umzusetzen, wozu Tesla ohnehin gesetzlich verpflichtet ist.

Der Brandanschlag und seine Folgen

Der Brandanschlag auf den Strommast, der zum Produktionsstillstand führte, wurde begangen, um
die Teslaproduktion lahmzulegen. Allerdings kam es auch zu Stromausfällen in der umliegenden
Wohngegend. Das war natürlich ein gefundenes Fressen für die bürgerlichen Medien und
Politiker:innen, um die Sabotage und Besetzung zu verurteilen und dadurch vom eigentlichen
Skandal abzulenken – der umweltzerstörerischen und menschenfeindlichen Produktion
ressourcenverschlingender Luxuskarossen gegen den Willen der dort lebenden Bevölkerung.

Anstatt daher die Verurteilung der Aktivist:innen zu fordern, sollten wir uns fragen, wo die
Ermittlungen der Staatsanwaltschaft wegen fahrlässiger Körperverletzung aufgrund der Vergiftung
des Trinkwassers bleiben? Oder die Schadensersatzansprüche gegen Tesla wegen der
Trinkwasserknappheit? Oder die Ermittlungen wegen massenweisen Betrugs gegenüber den mit
rechtswidrigen Knebelverträgen gebeutelten Arbeiter:innen?

Stattdessen haben sich Medien und Politiker:innen aber auf die Aktivist:innen eingeschossen. Wir
aber stellen uns gegen jede Verfolgung und Verurteilung dieser Menschen. Zwar lehnen auch wir
die Anschläge ab, da sie nur zur Isolation gegenüber den Massen und zur stärkeren Repression
durch den Staat führen. Dennoch erklären wir uns solidarisch mit denjenigen, die in ihrer
Verzweiflung angesichts der Lage zu solchen Mitteln der direkten Aktion greifen. Wir erklären uns
auch solidarisch mit den Besetzer:innen, die ihrerseits betonen, dass der Anschlag auf den
Strommast nicht aus ihren eigenen Reihen erfolgte.

Perspektive

Wir sind solidarisch mit allen Formen des Protestes gegen die Erweiterung des Werkes, ohne dabei
vor taktischer Kritik zurückzuschrecken. Weniger klar ist die Sache bei der IG Metall, die bei den
Betriebsratswahlen Ende März 2024 stärkste Kraft wurde. Ihre Kritik an Tesla beschränkt sich
weitgehend auf die schlechten Arbeitsbedingungen. Trotz des Geredes von der Transformation der
Wirtschaft wird von ihr die Sinnhaftigkeit der Produktion von E-Autos nicht grundsätzlich infrage
gestellt.  Im Gegenteil: Auf der IG-Metall-Website wird der IG-Metall-Bezirksleiter  mit den Worten
zitiert: „Die IG Metall ist die Gewerkschaft aller Beschäftigten in der Autoindustrie in Deutschland.
Für uns ist völlig selbstverständlich, dass wir den Aufbau und auch den Ausbau des Werkes in
Grünheide befürworten. Wir sind für ein Tesla in Grünheide, das den Beschäftigten die in der
Branche üblichen guten Arbeitsbedingungen bietet.“

Es geht aber bei Tesla nicht nur um die Frage von längeren Taktzeiten und angemessenen
Bandpausen, sondern darüber hinaus um Fragen von Trinkwassergefährdung, Umweltzerstörung
und der Unvereinbarkeit von kapitalistischer Produktionsweise und nachhaltiger Entwicklung. Die
Probleme, die Tesla durch die Produktion von Elektroautos verursacht, reichen weit über den
Betrieb in Grünheide hinaus – im Gegensatz zu der beschränkten Perspektive der
Gewerkschaftsfunktionär:innen, die nicht fähig sind, über den Tellerrand des einzelnen Betriebes
hinauszublicken.



Gewerkschaften müssen handeln – im Interesse der gesamten Klasse!

Bei diesen grundlegenden Fragen dürfen sich die Gewerkschaften aber nicht einfach wegducken, in
der Hoffnung, dass „die Politik“ schon die richtigen Entscheidungen auf überbetrieblicher Ebene
treffen und für eine „grüne Transformation“ sorgen wird. Gerade sie wären in der Lage, hier für
Verbesserungen zu kämpfen – und zwar auf gesamtgesellschaftlicher Ebene, nicht nur im einzelnen
Betrieb. Die Bürger:inneninitiative und die Besetzer:innen des Waldes jedenfalls scheinen für einen
Schulterschluss mit den Gewerkschaften bereit zu sein. Das Bündnis „Wir fahren zusammen“ von
FFF und ver.di ist trotz vieler Probleme ein positives Beispiel für diese Art von Allianz zwischen
Gewerkschaften und Umweltbewegung.

Da die Führungen der Gewerkschaften aber nach wie vor eine sozialpartnerschaftliche Politik der
Klassenkollaboration verfolgen und einen bornierten, einzelbetrieblichen Blick auf die Probleme an
den Tag legen, ist es an uns Mitgliedern, innerhalb der Gewerkschaften dafür zu kämpfen, dass
diesen Kräften aus der Umweltbewegung die Hand gereicht, ein Ausbau des Werks verhindert und
ein gemeinsamer Kampf für eine Verkehrswende im Interesse der arbeitenden und konsumierenden
Massen geführt wird.

Weiterhin muss die IG Metall nicht nur Kritik an den Verträgen und Arbeitsbedingungen üben,
sondern auch effektiven Widerstand dagegen organisieren. Wo sind die Kundgebungen gegen die
Arbeitsbedingungen, die Streiks gegen die vergleichsweise niedrigen Löhne? Wo bleibt die Klage vor
dem Arbeitsgericht zur rechtlichen Überprüfung der Schweigeklauseln? Diese Fragen gilt es zu
verbinden mit einer darüber hinausgehenden gesellschaftlichen Perspektive.

Als GAM sind wir Teil der Vernetzung für kämpferische Gewerkschaften (VKG), die versucht, über
Gewerkschaftsgrenzen hinweg kämpferische Kolleg:innen zu vernetzen und einen gemeinsamen
Kampf für demokratische und klassenkämpferische Gewerkschaften zu führen.

Wir fordern:

Solidarisierung der Gewerkschaften mit der Besetzung des Waldes und Unterstützung
der Bürger:inneninitiative!
Schluss mit Knebelverträgen, Zeitarbeit und untertariflicher Bezahlung!
Stopp der Teslaerweiterung und erneute Überprüfung der umweltschädigenden
Aspekte der bestehenden Produktion unter Einbeziehung von Expert:innen und unter
Kontrolle der Gewerkschaften!
Produktionsstopp der Teslafabrik bis zur Klärung der obigen Frage bei vollständiger
Lohnfortzahlung für die Beschäftigten!
Verstaatlichung der Automobilindustrie, Beschäftigungsgarantie, Weiterführung und
Umstellung der Produktion in Richtung echter Wende des Massenverkehrs unter
Kontrolle der Beschäftigten!
Für die Erarbeitung und Durchsetzung eines Umweltnotplanes durch die
Organisationen der Arbeiter:innenbewegung!

https://vernetzung.home.blog/

